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Die Abrundung der Preise über 1,— M bis 10,— M ist bei 
den Pfennigstellen wie folgt vorzunehmen:

beim 1. und i. Pf nach unten auf volle 10 Pf
beim 3. und 4. Pf nach oben auf volle 5 Pf
beim 6. und 7. Pf noch unten auf volle 5 Pf
beim 8. und 9. Pf nach oben auf volle 10 Pf

Vorstehende Abrundungstabelle ist zu präzisieren, wenn 
es die spezifischen Bedingungen der Industriezweige er­
fordern. Dabei ist zu gewährleisten — dies gilt insbeson­
dere für die Abrundung der Industrieabgabepreise in der 
Staffel „über 1,-M bis 10,-M“ -, daß notwendige Preis­
differenzierungen zwischen unterschiedlichen Größen oder 
Qualitäten durch die Abrundung nicht beeinträchtigt wer­
den. Die zu treffenden Abrundungsbestimmungen finden 
auf alle Erzeugnisse Anwendung, deren Industrieabgabe­
preise nach den Bestimmungen dieser Anordnung zu bil­
den sind. Bestehende Industrieabgabepreise sind nicht zu 
verändern.

2. In den speziellen Kalkulationsrichtlinien kann festgelegt 
werden, daß auch die Industrieabgabepreise für mate­
rielle Leistungen nach der Tabelle gemäß Ziff. 1 abzu­
runden sind.

3. Werden in Ausnahmefällen die Großhandelsabgabepreise 
für Produktionsmittel abgerundet und ergeben sich die 
Industrieabgabepreise unter Anwendung des Rabatt­
systems, so sind die Industrieabgabepreise nicht abzurun­
den.

4. Für die Erzeugnisse und Leistungen, die unter den Gel­
tungsbereich der Anordnung vom 10. März 1971 über die 
Bildung der Industriepreise für Investitionsleistungen und 
für den Export von Anlagen durch General- und Haupt­
auftragnehmer (GBl. II Nr. 32 S. 259) fallen, findet die 
Tabelle gemäß Ziff. 1 keine Anwendung.

5. Soweit in besonderen Fällen für Produktionsmittel eine 
produktgebundene Abgabe bzw. eine produktgebundene 
Preisstützung festgesetzt wird, kann der Leiter des Amtes 
für Preise auf Vorschlag der Industrieminister festlegen, 
daß auch die Betriebspreise entsprechend dieser Anlage 
abzurunden sind, wenn dadurch die Abrechnung der pro­
duktgebundenen Abgaben und Preisstützungen verein­
facht wird.

Anlage 11
zu vorstehender Anordnung

Selbständige Festlegung von Industriepreisen 
durch die Betriebe auf der Grundlage staatlich 

bestätigter Preisbildungsmethoden

1. Die Betriebe sind zur selbständigen Festlegung von In­
dustriepreisen nur darin berechtigt, _ wenn ihnen hierzu 
die Ermächtigung durch Rechtsvorschriften oder durch 
eine besondere Entscheidung des Leiters des Amtes für 
Preise auf Vorschlag des Generaldirektors des Kombinates 
übertragen worden ist. 2

2. In den Rechtsvorschriften bzw. in den besonderen Ent­
scheidungen des Leiters des Amtes für Preise zur selb­
ständigen Festlegung von Industriepreisen durch die Be­
triebe sind vorzugeben :

— die staatlich bestätigte Preisbildungsmethode;
— die Entscheidung, ob die Industriepreise zu bilden sind

• auf der Grundlage einer Vorkalkulation oder
• einer Nachkalkulation zum Zwecke der Preisbildung.

Dabei ist von folgenden Gesichtspunkten auszugehen:
• Die selbständige Festlegung von Industriepreisen 

durch die Betriebe auf der Grundlage einer Vor­
kalkulation ist insbesondere dann vorzunehmen, 
wenn die Erzeugnisse einer Erzeugnisgruppe in der 
Regel in größeren Stückzahlen und in einer Vielzahl 
von Varianten hergestellt werden, die einen verhält­
nismäßig geringen Wert je Einheit des Produktes 
haben, und die selbständige Festlegung auf der 
Grundlage einer Nachkalkulation bzw. die Festset­
zung der Industriepreise durch die Preisorgane mit 
einem hohen Arbeitsaufwand verbunden wäre.

• Die selbständige Festlegung von Industriepreisen 
durch die Betriebe auf der Grundlage der Nachkal­
kulation zum Zwecke der Preisbildung ist insbeson­
dere dann vorzunehmen, wenn die Höhe der Kosten 
durch die konkreten Bedingungen des jeweiligen 
Auftrages maßgeblich bestimmt werden und bei Auf­
tragübernahme diese Kosten nicht mit der erfor­
derlichen Sicherheit kalkuliert werden können.

3. Bei der selbständigen Festlegung von Industriepreisen 
durch die Betriebe auf der Grundlage einer Nachkalku­
lation zum Zwecke der Preisbildung haben die Betriebe — 
nach Vereinbarung eines vorläufigen Preises entspre­
chend den vertragsrechtlichen Bestimmungen — den In­
dustriepreis entsprechend der vorgegebenen Preisbil­
dungsmethode zu ermitteln.

Die Betriebe haben zu berechnen

— den sich auf der Grundlage der Nachkalkulation erge­
benden Industriepreis, wenn dieser den vereinbarten 
vorläufigen Preis nicht überschreitet;

— den vereinbarten vorläufigen Preis, wenn dieser 
niedriger ist als der sich auf der Grundlage der Nach­
kalkulation ergebende Industriepreis. Im Wirtschafts­
vertrag kann vereinbart werden, daß der sich auf der 
Grundlage der Nachkalkulation ergebende Industrie­
preis zur Berechnung kommt

4. Die Betriebe haben die selbständig festgelegten Industrie­
preise in Listen oder anderen Nachweisen zu erfassen. 
Die listenmäßig erfaßten Preise sind von den Betrieben 
auch anzuwenden, wenn das gleiche Erzeugnis wiederholt 
hergestellt bzw. die gleiche Leistung wiederholt erbracht 
wird.

5. Die Bestimmungen der Ziffern 1 bis 4 gelten entsprechend 
auch tür Vereinbarungspreise, ausgenommen Vereinba­
rungspreise gemäß der Anordnung vom 10. März 1971 
über die Bildung der Industriepreise für Investitionslei­
stungen und für den Export von Anlagen durch General­
und Hauptauftragnehmer (GBl. II Nr. 32 S. 259).

Bestimmungen in den geltenden Rechtsvorschriften, wo­
nach bei der Bildung von Vereinbarungspreisen ein zu­
sätzlicher Gewinn aus der Nutzensteilung vereinbart und 
in den Industriepreis einbezogen werden kann, sind wei­
terhin anzuwenden, wobei der zusätzliche Gewinn aus 
Nutzensteilung (Gewinnzuschlag) 50% des Nutzens, höch­
stens aber 50% des staatlich bestätigten kalkulatorischen 
Gewinnzuschlages betragen darf. Für Lohnarbeiten darf 
kein zusätzlicher Gewinn aus der Nutzensteilung verein­
bart werden.

6. Die Kombinate sind berechtigt, die Betriebe zur Vorlage 
von Preisanträgen zu verpflichten, wenn gleiche Erzeug­
nisse, für die in den Rechtsvorschriften die selbständige 
Festlegung von Industriepreisen auf der Grundlage staat­
lich bestätigter Preisbildungsmethoden oder die Bildung 
von Vereinbarungspreisen bestimmt ist, wiederholt her­
gestellt werden oder die gleiche Leistung wiederholt er­
bracht wird.


